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Geplante Änderungen im Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG) basierend 
auf der verbindlichen EU-Entgelttransparenzrichtlinie (ETRL) 
 
Die EU-Entgelttransparenzrichtlinie (Richtlinie (EU) 2023(970, kurz ETRL) enthält im Kern 
Transparenz- und Gestaltungsinstrumente zur weiteren Durchsetzung des Gebots der ge-
schlechtsneutralen Entgeltgleichheit, um Entgeltsunterschieden zwischen Frauen und Män-
nern entgegenzuwirken. Die EU-Mitgliedstaaten waren verpflichtet, die ETRL bis zum 
07.06.2026 in nationales Recht umzusetzen. Deutschland hat die Frist zur Umsetzung in nati-
onales Recht, nämlich in das Entgelttransparenzgesetz (EntgTranspG), verpasst. 

A) Geplante Änderungen im EntgTranspG 

Die wichtigsten geplanten Änderungen aufgrund der ETRL sind  

• Schwellenwert für Pflichten der Unternehmen sinkt auf 100 Beschäftigte pro Betrieb 

• Transparenz im Bewerbungsprozess 

• Erweiterter Auskunftsanspruch von Beschäftigten  

• Beschäftigte sind jährlich über ihr Auskunftsrecht zu informieren 

• Regelmäßige Berichtspflichten für Unternehmen 

• Erweiterte Schadenersatzansprüche für Beschäftigte, Sanktionen bei Verstößen und 
Beweislastumkehr 

Im Folgenden werden die wichtigsten Neuerungen im Einzelnen dargestellt. Aus Gründen der 
besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwendung der Sprachformen männlich, weib-
lich und divers (m/w/d) verzichtet. Sämtliche Personenbezeichnungen gelten gleichermaßen 
für alle Geschlechter. 

I) Grundsätzliche Festlegung von Entgeltstrukturen für gleiche und gleichwertige 
Arbeit 

Die Entgeltstrukturen des Unternehmens sind von zentraler Bedeutung. Sie müssen objektiven 
geschlechtsneutralen Kriterien und transparenten Vergütungsregeln, anhand derer die Tätig-
keiten und/oder Positionen eingestuft werden, entsprechen. Wichtig ist die Feststellung, wel-
che Tätigkeiten gleich oder gleichwertig sind. Dies muss nicht unbedingt der Betrieb sein, son-
dern kann auch eine Konzernmuttergesellschaft oder ein Tarifvertrag/eine Betriebsvereinba-
rung sein. 

Zulässige Kriterien für eine Einstufung dürfen weder in unmittelbarem noch in mittelbarem Zu-
sammenhang mit dem Geschlecht der Beschäftigten stehen. Sie können sich auf Kompeten-
zen, Belastungen, Verantwortung und Arbeitsbedingungen und gegebenenfalls weitere Fak-
toren, die für den konkreten Arbeitsplatz oder die konkrete Position relevant sind, bezie-
hen. Die Anwendung muss objektiv und geschlechtsneutral sein. Insbesondere dürfen rele-
vante soziale Kompetenzen dabei nicht unterbewertet werden. 

II) Transparenz für Bewerber 

Bereits im Bewerbungsprozess sollen mehr Offenheit und Vergleichbarkeit geschaffen wer-
den. Arbeitgeber müssen von sich aus rechtzeitig – z.B. bereits in Stellenausschreibungen – 
Informationen über das Einstiegsentgelt oder dessen Spanne und relevante tarifliche Rege-
lungen bereitstellen. In den Verhandlungen dürfen abweichende Gehälter vereinbart werden. 
Eine Abweichung ist mit zulässigen Kriterien zu begründen. Stellenausschreibungen und Be-
rufsbezeichnungen müssen geschlechtsneutral formuliert sein. 

Dem Arbeitgeber ist es nicht erlaubt, nach dem bisherigen Entgelt zu fragen, damit bisherige 
Ungleichheit nicht fortgeführt wird. Die Gehaltshistorie darf kein Faktor mehr bei der Festle-
gung des neuen Entgelts sein. 
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III) Auskunftsrechte der Beschäftigten 

Arbeitgeber müssen Beschäftigten die Kriterien für die Festlegung, der Höhe und der Entwick-
lung des Entgelts offenlegen. Kriterien für die Entgeltentwicklung können u.a. individuelle Leis-
tungen, Kompetenzentwicklung und das Dienstalter sein. Der deutsche Gesetzgeber kann für 
diese Verpflichtung noch eine Ausnahme festlegen, so dass erst Unternehmen ab 50 Beschäf-
tigten betroffen wären. Die Entwicklung ist abzuwarten. 

Beschäftigte haben auf Antrag unabhängig von der Größe des Unternehmens das Recht auf 
Auskunft über ihre individuelle Entgelthöhe und die durchschnittlichen Entgelthöhen. Der Ar-
beitgeber muss die Informationen innerhalb von zwei Monaten, schriftlich (ggf. alternativ in 
Textform) erteilen. Die Informationen müssen nach Geschlecht und für die Gruppen, die die 
gleiche oder eine gleichwertige Arbeit verrichten, aufgeschlüsselt sein. Der Arbeitgeber hat bei 
Erteilung einer Auskunft die Vorschriften zum Datenschutz einzuhalten. 

Der Arbeitgeber hat eine jährliche Informationspflicht über diesen Auskunftsanspruch und das 
Verfahren. Der Beschäftigte darf die Auskunft beliebig häufig und auch über eine Arbeitneh-
mervertretung oder die Gleichbehandlungsstelle anfragen.   

Arbeitnehmer dürfen nicht daran gehindert werden, ihr Entgelt offenzulegen. Verschwiegen-
heitsklauseln sind unzulässig. 

IV) Betriebspflichten der Arbeitgeber 

Künftig sollen die neuen Transparenzpflichten bereits für Unternehmen mit mindestens 100 
Beschäftigten (bisher 200 Beschäftigte) gelten.  

Betroffene Arbeitgeber müssen unter anderem: 

• weitreichendere Auskunftsansprüche erfüllen (z.B. über Entgeltgefälle und Entgeltbe-
standteile, s.o.), 

• regelmäßig Berichte über geschlechtsspezifische Entgeltentwicklung erstellen und an 
die zuständigen Behörden übermitteln, 

• gegebenenfalls Maßnahmen zur Beseitigung von Entgeltunterschieden ergreifen. 

Die Häufigkeit der Berichte hängt von der Unternehmensgröße ab: 

• ab 250 Beschäftigten: ab 07.06.2027 jährlich. 

• von 150 bis 249 Beschäftigte: ab 07.06.2027 alle drei Jahre. 

• von 100 bis 149 Beschäftigte: ab 07.06.2031 alle drei Jahre. 

Ergibt der Bericht in einer Gruppe ein Lohngefälle von mehr als fünf Prozent zwischen den 
durchschnittlichen Entgelten von Frauen und Männern, das nicht durch objektive geschlechts-
neutrale Kriterien gerechtfertigt werden kann und nicht innerhalb von sechs Monaten nach 
Berichterstattung korrigiert wird, müssen Arbeitgeber gemeinsam mit der Arbeitnehmervertre-
tung eine Entgeltbewertung durchführen und Gegenmaßnahmen entwickeln. 

Unternehmen mit weniger als 100 Beschäftigten können freiwillig einen Bericht erstellen. Die 
ETRL erlaubt den Mitgliedstaaten, auch diese Unternehmen zur Vorlage von Informationen zu 
verpflichten. Hier bleibt die Entwicklung abzuwarten. 

V) Rechtsschutz der Beschäftigten  

Betroffene Arbeitnehmer haben Anspruch auf Schadensersatz. Dazu gehört auch die Nach-
zahlung entgangener Entgelte. Die Ansprüche können auch mit Unterstützung von Gleichbe-
handlungsstellen oder Arbeitnehmervertretungen geltend gemacht werden. Hat der Arbeitge-
ber gegen Pflichten aus der ETRL verstoßen bzw. haben Beschäftigte Indizien für eine Diskri-
minierung vorgetragen, muss der Arbeitgeber nachweisen, dass keine Diskriminierung vorliegt 
(Beweislastumkehr). 
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Hinsichtlich der Gerichtskosten könnte es zu wesentlichen Änderungen kommen. Aktuell trägt 
in Arbeitsgerichtsverfahren in der ersten Instanz jede Partei ihre Kosten selbst – unabhängig 
davon, wer im Rechtsstreit unterliegt. Künftig sollen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass 
Gerichte einem unterliegenden Kläger bei „berechtigten Gründen“ zur Klage die Verfahrens-
kosten erlassen können. Die ETRL legt nicht fest, wer diese dann trägt (der Arbeitgeber oder 
der Staat). 

VI) Sanktionen bei Verstößen gegen das EntgTransG 

Verstöße gegen die ETRL können durch Sanktionen einschließlich Bußgelder geahndet wer-
den. Zudem sind Ausschlüsse von öffentlichen Vergabeverfahren möglich. 

VII) Auswirkungen der ETRL ohne bestehendes Umsetzungsgesetz in das Entg-
TransG 

Die Beschäftigten öffentlicher Arbeitgeber (z. B. Bund, Länder, Kommunen, öffentlich-rechtli-
che Körperschaften) können sich seit Ablauf der Umsetzungsfrist unmittelbar auf hinreichend 
genaue und unbedingte Bestimmungen einer nicht umgesetzten Richtlinie berufen, soweit ihr 
Arbeitgeber dem Staat zuzurechnen ist (sogenannte vertikale Direktwirkung). Öffentliche Ar-
beitgeber sollten daher bereits jetzt davon ausgehen, dass einzelne Vorgaben der ETRL für 
sie unmittelbar gelten können. 

Private Unternehmen als Arbeitgeber sollten sich auch bereits jetzt mit den Anforderungen der 
ETRL beschäftigen, weil eine Umsetzung der ETRL erfolgen wird und sie in Verfahren vor 
deutschen Arbeitsgerichten bereits Wirkung zeigen kann.  

B) Handlungsempfehlung 

Arbeitgeber sollten ihre Entgeltstrukturen und -systeme frühzeitig überprüfen und gegebenen-
falls anpassen, um den Anforderungen der ETRL und des (zukünftigen) EntgTransG gerecht 
zu werden. Dies umfasst insbesondere die Einführung geschlechtsneutraler Bewertungskrite-
rien. Außerdem ist eine Vorbereitung auf die erweiterte Auskunfts- und Berichtspflichten wich-
tig. Hier sind die wichtigsten Punkte:  

• Entgeltstrukturen analysieren 

• Objektive Vergütungskriterien definieren 

• Auskunftsprozesse vorbereiten 

• Führungskräfte und zuständige Mitarbeiter (z.B. Personalabteilung) schulen 

• Entwicklungen und Umsetzung der ETRL beobachten 
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